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1. Teil

Thematische Einführung

§ 1 Problemaufriss

Spätestens seit den Diskussionen und Auseinandersetzungen im Zusammen-
hang mit dem Verkehrs- und Städtebauprojekt zur Neuordnung des Eisenbahn-
knotens Stuttgart („Stuttgart 21“1) im Jahr 2010 ist der Begriff „Bürgerbeteili-
gung“ wieder in aller Munde. Das Thema hat nicht nur Eingang in die gesell-
schaftliche Diskussion2 gefunden, sondern ist auch vermehrt als Schwerpunkt
wissenschaftlicher Beiträge3 wiederzufinden. Während die Frage der Einführung
plebiszitärer Elemente auf Bundesebene nach intensiven, wenngleich auch im
Ergebnis erfolglosen Bestrebungen zunächst in den siebziger4 und sodann in den
neunziger Jahren5 sowie um die Jahrtausendwende6 mittlerweile wieder im Be-

1 Eine lesenswerte Darstellung des Ablaufs des Planfeststellungsverfahrens dieses
Projekts findet sich bei Schönenbroicher, VBlBW 2010, 466, 466 f.

2 Vgl. nur den Artikel der F.A.Z. vom 21.10.2010 („Bürgerbeteiligung – Lebendige
Demokratie“) sowie den Artikel der DIE ZEIT vom 24.11.2011 („Was Parteien von
Stuttgart 21 lernen können“).

3 Vgl. nur Hien, DVBl. 2014, 495 ff.; Ziekow, Gutachten D zum 69. Deutschen Juris-
tentag 2012, Bd. I; Ziekow, NVwZ 2013, 754 ff.; Frey, VBlBW 2013, 417 ff.; Dolde,
NVwZ 2013, 769 ff.; Zenke/Dessau, KommJur 2013, 288 ff.; Sarcinelli, in: Bitburger
Gespräche, Jahrbuch 2012/I, S. 35 ff.; Stender-Vorwachs, NVwZ 2012, 1061 ff.; Burgi,
NVwZ 2012, 277 ff.; Röper, ZRP 2012, 25 ff.; Schütte, ZUR 2011, 169 ff.; Wulfhorst,
DÖV 2011, 581 ff.; Schönenbroicher, VBlBW 2010, 466 ff.; vgl. in diesem Zusammen-
hang auch Thormann, DÖV 2013, 325 ff.; Böhm, DÖV 2013, 1 ff.

4 Schlussbericht der Enquete-Kommission „Verfassungsreform“ vom 09.12.1976,
BT-Drs. 7/5924.

5 Bericht der Gemeinsamen Verfassungskommission vom 05.11.1993, BT-Drs. 12/
6000, S. 83 ff.

6 Nachdem die SPD und das Bündnis 90/Die Grünen in ihrem am 20.10.1998 abge-
schlossenen Koalitionsvertrag für die 14. Legislaturperiode („Aufbruch und Erneuerung
– Deutschlands Weg ins 21. Jahrhundert“) die Einführung von Volksinitiative, Volksbe-
gehren und Volksentscheid auf Bundesebene vereinbart hatten, brachten die Fraktionen
beider Parteien am 13.03.2002 den Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Volks-
initiative, Volksbegehren und Volksentscheid in das Grundgesetz in den Bundestag ein,
BT-Drs. 14/8503. In der am 07.06.2002 stattgefundenen dritten Beratung im Bundestag
kam die für eine Änderung des Grundgesetzes erforderliche Zweidrittelmehrheit jedoch
nicht zustande (Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht der 240. Sitzung vom
07.06.2002, Plenarprotokoll 14/240, S. 24032), da die CDU/CSU-Fraktion dem Gesetz
mehrheitlich die Zustimmung verweigerte.



griff ist, auf die Tagesordnung der politischen Diskussion zu gelangen7, sehen
die Kommunalverfassungen der Länder bereits seit Jahrzehnten umfangreiche
Regelungen zur Beteiligung der Bürger und Einwohner an der kommunalen Wil-
lensbildung vor. Diese Entwicklung entspricht dem Sinn und Zweck kommunaler
Selbstverwaltung, der gerade auch darin besteht, den Bürgern „eine wirksame
Teilnahme an den Angelegenheiten des Gemeinwesens“8 zu ermöglichen. Auf
kommunaler Ebene bestehen dementsprechend bereits umfangreiche Erfahrun-
gen mit den kommunalverfassungsrechtlich verankerten Instrumenten der Bür-
gerbeteiligung. Das Phänomen der Bürgerbeteiligung ist auf kommunaler Ebene
damit keine gänzlich neue Erscheinung. Insbesondere Beteiligungsinstrumente
wie das Bürgerbegehren und der Bürgerentscheid sind mittlerweile aus dem All-
tag bürgerschaftlicher Mitwirkung auf Gemeindeebene nicht mehr wegzudenken
und können als etabliert angesehen werden. Dem entspricht es, dass bereits eine
Vielzahl umfangreicher wissenschaftlicher Erörterungen9 zu diesen Beteiligungs-
instrumenten erschienen sind. Auch über diese als allgemein bekannt anzusehen-
den Beteiligungsinstrumente hinaus sehen die Kommunalverfassungen einen in
der Ausgestaltung ähnlichen, wenngleich nicht identischen Kanon an Beteili-
gungsrechten der Bürger und Einwohner vor. Als die nach Bürgerbegehren und
Bürgerentscheid bekanntesten Beteiligungsinstrumente dürften dabei der Bürger-
bzw. Einwohnerantrag sowie die Bürger- bzw. Einwohnerversammlung angesehen
werden.

In diesen Kanon der gesetzlich geregelten Beteiligungsrechte reiht sich auch
das Instrument der Bürger- bzw. Einwohnerbefragung ein. Im Unterschied zu den
bereits erwähnten Beteiligungsrechten hat dieses Instrument jedoch bisher ledig-
lich in drei Bundesländern Eingang in die Kommunalverfassung gefunden. Auch
ist das Instrument der Bürger- bzw. Einwohnerbefragung zumindest im Vergleich
zu den Instrumenten des Bürgerbegehrens und Bürgerentscheids im rechtswissen-
schaftlichen Schrifttum bisher kaum behandelt worden. Es fehlt bislang an einer
umfassenden Darstellung und wissenschaftlichen Erörterung der im Zusammen-
hang mit der Durchführung von Bürger- bzw. Einwohnerbefragungen auftreten-
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7 Vgl. nur den von der Bundestagsfraktion der SPD am 11.06.2013 in den Bundestag
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes um Volksini-
tiative, Volksbegehren, Volksentscheid und Referendum, BT-Drs. 17/13873; demgegen-
über sieht der am 16.12.2013 zwischen den Parteien CDU, CSU und SPD geschlossene
Koalitionsvertrag für die 18. Legislaturperiode („Deutschlands Zukunft gestalten“)
keine entsprechenden Vereinbarungen vor.

8 BVerfG, Beschluss vom 23.11.1988 – 2 BvR 1619, 1628/83 –, BVerfGE 79, 127,
150.

9 Vgl. nur Ardelt, Erfahrungen mit Bürgerentscheid und Bürgerbegehren; Dustmann,
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid; Durinke, Bürgerentscheide in der Bauleitplanung;
Gebhardt, Direkte Demokratie; Leukart, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid; Ritgen,
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid; Spies, Bürgerversammlung – Bürgerbegehren –
Bürgerentscheid; Karr, Institutionen direkter Demokratie; Wessels, Rechtliche Beurtei-
lung der Ausnahmetatbestände.



den Probleme und rechtlichen Fragen.10 Dies ist insoweit verwunderlich, als dass
dem Instrument der Bürger- bzw. Einwohnerbefragung durchaus eine praktische
Relevanz zukommt. In der Vergangenheit wurde bereits in allen Bundesländern
von diesem Instrument Gebrauch gemacht. Insbesondere in den letzten Jahrzehn-
ten kann ein deutlicher Anstieg der Anzahl durchgeführter kommunaler Befra-
gungen verzeichnet werden.

Mit dieser Arbeit soll erstmalig eine umfassende Darstellung und wissen-
schaftliche Untersuchung aller wesentlichen Probleme und rechtlichen Fragen
vorgenommen werden, die sich im Zusammenhang mit der Durchführung von
Bürger- bzw. Einwohnerbefragungen auf kommunaler Ebene stellen.

§ 2 Untersuchungsgegenstand

Mit den vorausgegangenen Erörterungen wurde bereits das zu untersuchende
Themenfeld umrissen: Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind Befragungen der
Bürger bzw. Einwohner, die auf kommunaler Ebene durchgeführt und dabei von
staatlicher Seite initiiert werden. Das Instrument der Bürger- bzw. Einwohnerbe-
fragung hat bisher lediglich in Niedersachsen, im Saarland sowie in Schleswig-
Holstein eine kommunalverfassungsrechtliche Regelung erfahren. Die gesetz-
lichen Regelungen lauten im Einzelnen wie folgt:

§ 35 NKomVG – Bürgerbefragung

Die Vertretung kann in Angelegenheiten der Kommune eine Befragung der Bürgerin-
nen und Bürger beschließen. Satz 1 gilt nicht in Angelegenheiten einzelner Mitglie-
der der Vertretung, des Hauptausschusses, der Stadtbezirksräte, der Ortsräte und der
Ausschüsse sowie der Beschäftigten der Kommune. Einzelheiten sind durch Satzung
zu regeln.

§ 20b SaarlKSVG – Einwohnerbefragung

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, dass zu wichtigen Angelegenheiten der Ge-
meinde eine Befragung der Einwohnerinnen und Einwohner durchgeführt wird.

(2) Wird eine Befragung durchgeführt, müssen den Einwohnerinnen und Einwohnern
zuvor die von den Gemeindeorganen vertretenen Auffassungen in der Form einer öf-
fentlichen Bekanntmachung dargelegt werden. Eine Befragung hat in anonymisierter
Form zu erfolgen. Die Teilnahme ist freiwillig.

(3) Das Nähere bestimmt eine Satzung.
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10 Die bisher umfassendsten Ausführungen finden sich bei Schellenberger, VBlBW
2014, 46 ff.; Everts, Plebiszitäre Unterschriftenaktionen, S. 190 ff.; Rommelfanger, Das
konsultative Referendum; S. 54 ff., 159 ff., 272 ff.; Ziegler, in: Kühne/Meissner, Züge
unmittelbarer Demokratie, S. 135 ff.; Ziegler, Bürgerbeteiligung, S. 191 ff.; Gern, Deut-
sches Kommunalrecht, Rn. 595; Knemeyer, Bürgerbeteiligung und Kommunalpolitik,
S. 120 f.; Knemeyer, BayBgm. 1971, 87 ff.; Wefelmeier, in: Blum/Baumgarten/Freese
u. a., NKomVG, § 35; Püttner/Jacoby, in: Püttner, HKWP, Bd. II, S. 26, 32 f.; Schmidt,
Kommunalrecht, Rn. 599a.


